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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 22. März 2016 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Serbien 

über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich 


A. Problem und Ziel 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung 
der Republik Serbien ein Abkommen über die Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die 
Wirksamkeit der deutsch-serbischen Zusammenarbeit bei der Ver- 
hütung, der Bekämpfung und der Aufklärung von Straftaten der 
organisierten und schweren Kriminalität zu steigern und dadurch die 
innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen. 

B. Lösung 

Durch das Gesetz sollen die nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes erforderlichen Voraussetzungen für die Abgabe der nach 
Artikel 1 1 des Abkommens vorgesehenen deutschen Ratifikations- 
ersatzmitteilung und damit für das Inkrafttreten des Abkommens 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine für Bund, Länder und Kommunen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein zusätzlicher Vollzugsaufwand für Bund, Länder und Kommunen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüilungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspfiichten 

Der Wirtschaft entstehen keine Bürokratiekosten aus neuen oder 
erweiterten Informationspflichten. 

E. 3 Erfüliungsaufwand der Verwaltung 

Das Abkommen, für das durch dieses Gesetz die erforderiichen inner- 
staatlichen Voraussetzungen für die Abgabe der deutschen Ratifika- 
tionsersatzmitteilung und damit für das Inkrafttreten geschaffen werden 
sollen, enthält 19 Informationspflichten für die Verwaltung. 

F. Weitere Kosten 


Keine. 
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Bund ESREPUB1.1K Deutschland 
DIE BUNDESKANXLERIN 


Berlin. September 2016 


121 (132) 21121 Ser2 
An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof, Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 22. März 2016 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Serbien über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich 

mit Begründung und Vorbiatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 948. Sitzung am 23. September 2016 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben, 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 22. März 2016 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Serbien 
über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem In Berlin am 22. März 2016 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Serbien über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 1 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet entsprechend der bisherigen Staatspraxis bei Sicher- 
heitsabkommen mit Drittstaaten Artikei 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikei 1 1 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzbiatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Auswirkungen auf die Einzeipreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private 
Wirtschaft und private Verbraucher nicht entstehen. 

Es werden 19 Informationspfiichten für die Verwaitung eingeführt. Diese ergeben 
sich aus Artikei 2 Nummer 1, 2, 5, 7 und 10, Artikei 3 Nummer 1 und 3 bis 6, 
Artikei 4 Absatz 3, Artikei 6 Absatz 2, Artikei 8 Nummer 1 , 3, 4, 6 und 7, Artikei 1 0 
Absatz 2 und Artikei 1 1 des Abkommens. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Serbien 
über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich 


CnopasyM 

i/i3Mef)y Bnafle CaeesHe Penyöni/iKe HeiviaHKe 
i/i Bnafle Penyöni/iKe Cpöi/ije 
o capaflhfei/i y oönacTu öesöeflHOCTu 


Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und 

die Regierung der Repubiik Serbien, 
nachfoigend „Vertragsparteien“ genannt - 

bestrebt, die freundschaftlichen Beziehungen zwischen der 
Bundesrepubiik Deutschiand und der Repubiik Serbien weiter zu 
festigen und zu entwickein, 

in der Überzeugung, dass die Zusammenarbeit für die wirk- 
same Verhinderung und Bekämpfung von Straftaten, insbeson- 
dere der Organisierten und der schweren Kriminalität, des 
Terrorismus, der Betäubungsmittelkriminaiität, des iiiegalen 
Waffenhandels sowie der iiiegaien Migration und Einschieusung 
von Personen von großer Bedeutung ist, 

geieitet von dem Bestreben, die Bürger ihrer Staaten und 
andere Personen in ihrem Hoheitsgebiet wirksam vor Straftaten 
zu schützen, 

eingedenk der Ziele und Prinzipien der vöikerrechtiichen 
Übereinkünfte, die die beiden Staaten ratifiziert haben, sowie der 
Resolutionen der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorga- 
nisationen im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand der Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten durch ihre zuständigen Be- 
hörden bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung 
von Straftaten der Organisierten und der schweren Kriminalität 
zusammen. 

(2) Die Zusammenarbeit umfasst insbesondere folgende 
Bereiche: 

1 . Straftaten gegen das Leben, den Körper und die Gesundheit 
sowie die persönliche Freiheit; 

2. Terrorismus und Terrorismusfinanzierung; 

3. unerlaubten Anbau, unerlaubte Herstellung, Gewinnung, 
Verarbeitung, Lagerung, Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie 
unerlaubten Handel mit Betäubungsmitteln, psychotropen 
Stoffen und Vorläufersubstanzen; 

4. Zuhälterei und Menschenhandel; 

5. Einschleusung von Personen und illegale Migration; 

6. unerlaubte Herstellung, unerlaubten Handel mit und 
Schmuggel von Waffen, Munition und Sprengstoff sowie 
radioaktivem Material; 


Bnapß OaeesHe PenyöjiuKe Her/iaHKe 

Bnafla Penyö/inKe Cpöuje 
(y flarbeM xeKCTy; CTpane yroBopHupe) 

y HacTOjarty fla HacTaee yHspiulinBarbe u pasBujarbe 
npujaTe/bCKi/ix onnoca M3Mef)y GaaesHe PenyöjiuKe Her/iaHKe u 
PenyöjiMKe Cpönje, 

y yaeperby fla je capaflhba ofl ee/inKor SHaMaja sa etjtuKacHO 
cnpeMaearfae u cysönjarbe kpmbbmhmx flena, noceöHO 
opraHusoBaHor u jeruKor KpuMi/iHana, xepopusMa, KpuMnnana 
y Beau ca onojHUM Aporar/ia, i/uiera/iHe TproauHe opy>KjeM, xao 
u unerajiHe Mnrpafluje u KpujyMHaperba rt>yflu npexo flp>KaBHe 
rpaHnpe, 

BOljeHe HaMepoM fla Ha CBOjoj flp>KaBHoj TepuTopuju rpa^ane 
CBOjHx flp>KaBa Kao i/i flpyra jiHpa etjtuKacHO mjnre ofl 
KpuBHHHnx flena, 

y CKnafly ca pnnjeeuMa u HanenuMa Mel^yHapoflHux yrOBopa 
Koje cy noTBpflnne o6e flp>KaBe, xao u pesonyitajaMa 
VjeflUhbeHHx Hafluja h hjuxobux noceÖHux opraHBsaflnja y 
oönacTM cysöujaHja KpnMi/inana, 

cnopasyMene cy ce Kao mro cnefli/i; 

HnaH 1. 

npeflMer capafliee 

(1) CxpaHe yroBopHupe MeljycoöHO capatjyjy npexo CBojnx 
Haflne>KHi/ix oprana na npeeeHflujH, cysöi/ijarby u pacBeT/baaahby 
KpuBHHHnx flena opraHusoeaHOr u reujKOr KpuMUHana. 

(2) Ta capaflhba noceöHO oöyxBara cneflehe oSnacri/i: 

1. KpHBHHHa flena npoTHB >KHBOTa, jena, SApaen^a n ni/iHHe 
cnoöofle; 

2. xepopi/isaM u cfhHHancHpahbe xepopnsMa; 

3. HeoBnaiuheHO rajerbe, HeoBnaiuheHa npoihiSBOflHja, 
floöujahbe, npepafla, CKnafli/iLUjeHje, yeos, hsbos i/inu 
npeeos Kao \a HefloSBon^eHa jproBHHa onojHHM flporaivia, 
nCHXOTponHi/iM cynCTaHL^arh/ia i/i npeKypcopnruia; 

4. nocpeflOBahbe y apiuerby npocTnTyflBje u rprOBHHa 
n^yfli/iMa; 

5. Kpi/ijyruiHapehbe n^yflH h nneranHa Mihirpapnja; 

6. HefloSBonjBHa nponsBOflhba, HefloSBonjena jproBMHa \a 
Kpnjyrh/iHapehbe opy>Kja, MyHi/hpi/ije h eKCnnosi/iBHnx 
Marepi/ija, Kao u paflnoaxTHBHor Marepnjana; 
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7. unerlaubten Handel mit Waren und Technologien mit einem 
möglichen doppelten Verwendungszweck; 

8. unerlaubten Handel mit Kulturgut; 

9. Erpressung, Schutzgelderpressung und erpresserischer 
Menschenraub; 

1 0. Herstellung und Verbreitung von Falschgeld, Fälschung von 
unbaren Zahlungsmitteln oder Wertpapieren sowie Verwen- 
dung gefälschter unbarer Zahlungsmittel oder Wertpapiere; 


1 1 . Herstellung falscher und Verfälschung amtlicher Dokumente 
und Urkunden; 

12. Eigentumskriminalität; 

1 3. internationale Verschiebung von Kraftfahrzeugen; 

14. Betrug, einschließlich Subventionsbetrug; 

15. Steuer- und Zollhinterziehung; 

16. Korruption; 

17. Falschspiel und unerlaubtes Glücksspiel; 

18. Geldwäsche; 

1 9. Straftaten gegen die Umwelt; 

20. Computerkriminalität; 

21 . Straftaten gegen das geistige Eigentum. 

(3) Die Vertragsparteien arbeiten insbesondere in den Fällen 
zusammen, in denen kriminelle Handlungen oder Vorbereitungen 
zu solchen Handlungen im Hoheitsgebiet einer der Vertrags- 
parteien begangen werden und es Anzeichen dafür gibt, dass 
diese Handlungen auch das Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei betreffen oder deren Sicherheit bedrohen können. 

Artikel 2 

Formen der Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien arbeiten nach Maßgabe des Artikels 5 bei 
der Verhütung und Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, 
des Terrorismus und anderer Straftaten im Sinne des Artikels 1 
zusammen. Zu diesem Zweck werden die Vertragsparteien 

1. bedarfsorientiert Fachleute zur gegenseitigen Information 
über Arten und Methoden der Kriminalitätsverhütung und 
-bekämpfung und für besondere Formen der Kriminalitäts- 
bekämpfung und der Kriminaltechnik austauschen; 

2. Informationen und Personalien von Tatbeteiligten an Straf- 
taten, Strukturen der Tätergruppen und kriminellen Orga- 
nisationen und die Verbindungen zwischen ihnen, typisches 
Täter- und Gruppenverhalten, den Sachverhalt, insbeson- 
dere die Tatzeit, den Tatort, die Begehungsweise, die Tat- 
mittel, Besonderheiten sowie die verletzten Strafnormen und 
getroffenen Maßnahmen einander mitteilen, soweit dies für 
die Bekämpfung von Straftaten oder zur Abwehr einer 
erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit im Einzelfall 
erforderlich ist; 

3. auf Ersuchen die nach dem Recht der jeweils ersuchten Ver- 
tragspartei zulässigen Maßnahmen durchführen, wobei sie 
die Anwesenheit von Vertretern der zuständigen Behörden 
der anderen Vertragspartei bei der Durchführung operativer 
Maßnahmen gestatten können; 

4. bei operativen Ermittlungen durch aufeinander abgestimmte 
polizeiliche Maßnahmen Zusammenarbeiten und dabei per- 
sonell, materiell und organisatorisch Unterstützung leisten; 


7. HefloSBonjeHa rproenHa poöaivia m TexHonornjaMa ca 
MOryhOM flBOcrpyKOM HaivieHOM; 

8. HenosBO/beHa xprOBUHa KynrypHUM AOöpnivia; 

9. ypeha, nSHypa n OTMnpa; 

10. nponSBOnrta m CTaBn^ahbe y npoMer cfiajicuctJnKOBaHOr 
HOBpa, cJtanCMCjDMKOBarbe HerOTOBnnCKnx nnarhnx 
cpencTaea n/in BpepHOCHnx nannpa, Kao n ynojpeöa 
ct)a/ici/i4)HKOBaHMX HerorOBi/iHCKnx nnaTHMX cpeflCTaea n/in 
BpepHOCHnx nannpa; 

11. nponSBOnrta tJtancncjDMKOBaHi/ix nnn npenpaenjarte 
cny>K6eHMX AOKyivieHaTa n ncnpaaa; 

12. MMOBMHCKM Kpi/IMHHa/i; 

13. MelJyHapoflHO KpnjyiviHaperbe Bosujia; 

14. npeeapa, yKnjyHyjyhn n npeeapy KOja ce OflHOCn Ha 
cyÖBeHpHje; 

1 5. yraja nopesa h papnHCKMx fla>K6MHa; 

1 6. Kopynpnja; 

17. npeeapa y nrpaivia Ha cpehy m HeflOSBOnjeno 
oprannsoBaHje Hrapa na cpehy; 

18. npaHje HOBpa; 

1 9. Kpi/iBHHHa Ae/ia npoTWB >Ki/iBOTHe cpeflMHe; 

20. BMCOKOTexHOnoujKn KpuMHHan; 

21 . Kpi/iBHHHa Ae/ia npoTWB nHTeneKTyanne CBOji/ine. 

(3) Crpane yroBopHHpe he Mel^ycoöHO capaljMBaTM, noceöHO 
y cnynajeBMMa y Kojmvia ce epiue Kpi/iBMHHe paflH^e n/in ce 
npHnpeiviajy raKBe paflHae na np>KaBHOj jepuTopi/ijn jenne ofl 
CTpana yroeopHMpa, a nocTOje i/iHAnpi/ije Aa ce re paArue Mory 
OAHOCHTH M Ha AP>KaBHy TepHTopnjy APyre CTpane yroBopHi/ipe 
nnH MOry npeACjaerbaTM onacHOCT sa Haeny öesöeAHOCT. 

H/iaH 2. 

06/1MPM capaAH>e 

Cxpane yrOBopnnpe he y CK/iaAy ca OAPsAßaruia nnana 5. OBOr 
cnopasyivia ivieFjycoöHO capaljMBaTM na npeBeHprijH n cysöMjarby 
oprannsoBaHOr KpriMMHana, TepopwSMa n APyrnx kphbuhhmx 
A sna MS M/iana 1 . oeor cnopasyivia. y ry cepxy crpane 
yrOBopHi/ipe he: 

1 . no noTpeöM pasMerbMBa™ crpynrbaKe ca prinaeM 
Mef)yco6Hor oöaeeLiJTaBarba o epcraivia n MeroAaivia 
npeeeHpi/ije m cysöi/ijaHaa KpmviMHana, xao n CTpyHHaaxe sa 
cysÖHjaHae noceöHnx oöjiHKa cysönjarba KpniviHHana h 
KpHMMHanMCrnHKe rexHMKe; 

2. caonLuraBa™ jeAna APyroj i/iHcjtopMapMje i/i jiMHHe noparKe 
o yHecHi/ipuMa y kpmbmhhmm Aennivia, o crpyKrypH rpyna 
Msepmnnapa n Kpi/iMMHannnx opraHnsapnja, o HjUxobum 
M elJycoÖHnM eesaivia, o Tnni/iMHOM nOHaiuarfay i/isepiumiapa 
H rpyna, o HMibeHMHHOM craHay, noceÖHO o epeMeny, Mecry 
H HaHHHy i/iSBpujeHaa Kpi/iBMHHor Asna, o cpeAcreuMa 
MsepujeHaa xpi/iBnHHor nena, cnepHcjrnHHOCTHMa, Kao n o 
npexpiueHi/iM OApeAÖaivia KpnenHHOr saxonnKa h 
npeAyaerHM iviepaivia, yxonnKO je ro norpeöHO sa 
cysöi/ijaHae kpi/ibmhhmx Asaa m/ih y KOHKperHOM cjiynajy, aa 
OTKnaHjaHje ananajee onacHOCTH aa jaeny öesöeAHOcr; 

3. Ha saxreB cnpoeec™ luiepe AOSBon^eHe y CKnapy ca 
OAPSAÖaivia HapnoHariHor saKOHOAaBCTBa one crpane 
yrOBopnnpe KOjoj je ynyhen saxree, npw neiviy crpane 
yrOBopnnpe MOry OAOöpi/i™ npHCycreo npeACraeHnxa 
HaAne>KHMX oprana APyre crpane yrOBopnnpe npn/inxOM 
cnpoBOljerba oneparnBHMx Mepa; 

4. Kpoa Me^ycoöHO ycKna^ene nonnL(njCKe Mepe capafjnearH 
y oneparMBHi/iM Mcrparaivia, xao n jepna APyroj npy>Karn 
nepconanny, Mareprija/iHy n opraHMsapHOHy nOMOh; 
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5. Erfahrungen und Informationen insbesondere über ge- 
bräuchliche Methoden der internationalen Kriminalität sowie 
besondere, neue Erscheinungsformen der Straftatbegehung 
austauschen; 

6. im Bereich des Zeugenschutzes im Zuständigkeitsbereich 
der Polizei Zusammenarbeiten; 

7. bei Bedarf kriminalistische und kriminologische Forschungs- 
ergebnisse austauschen; 

8. im Bereich der kriminalistischen Begutachtung Zusammen- 
arbeiten; 

9. einander Muster von Gegenständen, die aus Straftaten 
erlangt oder für diese verwendet worden sind oder mit 
welchen Missbrauch getrieben wird, zur Verfügung stellen; 

1 0. nach Möglichkeit Fachleute zur Fortbildung und zum Erfah- 
rungsaustausch entsenden; 

11. im Bereich der Fachaus- und Fortbildung Zusammen- 
arbeiten; 

1 2. nach Bedarf und im Rahmen konkreter Ermittlungsverfahren 
zur Vorbereitung und Durchführung gemeinsamer Maß- 
nahmen Arbeitstreffen abhalten. 

Artikel 3 

Zusammenarbeit bei der Verhütung 
und der Bekämpfung der Betäubungsmittelkriminalität 

Die Vertragsparteien werden zum Zwecke der Verhütung und 
der Bekämpfung von unerlaubtem Anbau, unerlaubter Herstel- 
lung, Gewinnung, Verarbeitung, Lagerung, Ein-, Aus- und Durch- 
fuhr sowie unerlaubtem Handel mit Betäubungsmitteln, psycho- 
tropen Stoffen sowie Vorläufersubstanzen hierzu nach Maßgabe 
des Artikels 5 insbesondere 

1. Personalien und andere verfahrensbezogene Erkenntnisse 
über die an der unerlaubten Herstellung von Betäubungsmit- 
teln, psychotropen Stoffen und Vorläufersubstanzen und dem 
unerlaubten Handel mit diesen Stoffen beteiligten Personen, 
Verstecke und Transportmittel, Arbeitsweisen, Herkunfts- und 
Bestimmungsorte der Stoffe sowie besondere Einzelheiten 
eines Falles mitteilen, soweit dies für die Bekämpfung von 
Straftaten oder zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich 
ist; 

2. auf Ersuchen kontrollierte Lieferungen und andere besondere 
Ermittlungsmaßnahmen im Hinblick auf den unerlaubten 
Handel mit Betäubungsmitteln, psychotropen Stoffen und 
Vorläufersubstanzen durchführen und der anderen Vertrags- 
partei die gewonnenen sachdienlichen Erkenntnisse mitteilen; 

3. Informationen über gebräuchliche Methoden des illegalen 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit Betäubungsmitteln, 
psychotropen Stoffen sowie Vorläufersubstanzen mitteilen; 

4. kriminalistische und kriminologische Forschungsergebnisse 
zum Handel und Missbrauch von Betäubungsmitteln und 
psychotropen Stoffen austauschen; 

5. einander Informationen über neue Suchtstoffe und andere 
gefährliche Stoffe sowohl pflanzlicher wie auch synthetischer 
Herkunft, mit welchen Missbrauch getrieben wird, zur Verfü- 
gung stellen; 

6. Erfahrungen über die Überwachung des legalen Verkehrs mit 
Betäubungsmitteln, psychotropen Stoffen und Vorläufersub- 
stanzen, die zu deren illegalen Herstellung benötigt werden, 
im Hinblick auf mögliche unerlaubte Abzweigungen aus- 
tauschen; 

7. gemeinsam Maßnahmen durchführen, die zur Verhinderung 
unerlaubter Abzweigungen aus dem legalen Verkehr erforder- 
lich sind und über die Verpflichtungen der Vertragsparteien 


5. pasMehbueaTu ncKycTBa u uHCjropMaLtnje, noceöHO o 
yoöuHajeHMM Meroflaivia MelJyHapoflHor KpnMi/iHana Kao n o 
noceÖHMM, HOBi/iM nojaBHHM o6jiML(MMa Bpujerba kphbuhhof 
flena; 

6. capa15nBaTn y oöjiacTn saiuTMTe caeflOKa ns flenoKpyra 
Haflne>KHOCTM nojinpi/ije; 

7. no nOTpeÖM pasMerbUBaru pesy/iTaxe KpnMUHanuCTMHKUx n 
KpMMi/iHOnoujKnx i/iCTpa>KHBahba; 

8. capaf)MBaTu y oönacTu KpuMMHajincTMHKor BemTanehba; 

9. Mef)yco6HO CTaeu™ Ha pacno/iararbe ysopKe npeflMexa 
CTeneHHX MSapLuehteM kpmbmhhmx nena i/ini/i ynoxpeönjeHMX 
sa MSBpujehbe kphbuhhhx flena unH kojm ce 
s/ioynOTpeö/baBajy; 

10. nper/ia MOryhnocTHMa ynyTMTi/i CTpyHrbaKe ca pHnaeM 
crpyMHor ycaBpiuaBarba u pasMene MCKycraBa; 

11. capaliHBaTH y oönacru cxpyHHor oöpasoBarfaa vt 
ycaepLuaBahba; 

12. no nOTpeÖM u y OKBMpy KOHKpeTHMX uCTpa>KHi/ix nocrynaKa 
ca pMAaeM npi/inpervie m cnpoBOljehba sajeflHHHKHx Mepa 
0flp>KaBaTM paflHe cacraHKe. 

HjiaH 3. 

Capafliba npnjiMKOM npeaeHpMje 
M cysöi/ijaHia KpaMHHaaa y aesM ca onojHi/iM Aporaivia 

y pM/by npeBeHpwje m cysSHjarba HeoB/iamheHor rajerta, 
HeoBnaiuheHe npoi/iSBOflrbe, floöi/ijarba, npepape, CKnaflwujTehba, 
yBOsa, MSBOsa vt npeBOsa onojHi/ix ppora xao vi HeoBnaruheHe 
jprOBMHe onojHHM flporaMa, nci/ixOTponHUM cynCTanpaMa vt 
npexypcopMivia, cjpaHe yroBopHi/ipe he y CKnapy ca oflpepöaMa 
HJiaHa 5. OBor cnopasyr/ia HapoHMTO hhhmtm c/iepehe: 

1 . caonujTaBaTM jepHa ppyroj nwHHe nopaTKe vt ppyra casHarba 
KOja ce opHOce vta nocTynax o nvtuytMa xoja ynecTByjy y 
HeoB/iaiuheHOj npoHSBOpH^u onojHHX ppora, nCHXorponHHX 
cyncTaHpM vt npexypcopa, xao vt HeoB/iaiuheHoj xproBi/iHH 
TaxBUM Maxepi/ijaMa, noparxe o cxpoBMUJTMMa vt npeBOSHMM 
cpepcTBMMa, HaHHHy papa, MecxnMa nopexna vt 
pecTHHapuijaMa pMCTpHöypwje onojHHx ppora, xao vt noceöHe 
nojepi/iHOCTM cnyHaja, yxo/iHxo je to nojpeöHO sa cysöHjarbe 
xpHBHHHMX ßßna vtnvt y xOHxpejHOM cnynajy sa OTxnahbarbe 
SHanajMe onacHOc™ sa jaeny öesöepHOCT; 

2. Ha saxreB cnpoBec™ xoHTponi/icaHe Mcnopyxe vt ppyre 
noceÖHe MCTpa>xHe Mepe y eesi/i ca HeoBnaiuhenoM 
TprOBMHOM onojHHM pporOMa, nCHXojponHHM cynCTanpaMa 
H npexypcopHMa, xao vt ppyry CTpany yrOBopHupy 
oßaeecTHTH o poÖHjeHHM casHarbHMa; 

3. caonrnTaeaTH jepna ppyroj HHCjDopMapnje o yoöHnajeHHM 
MeropaMa HJieranne, npexorpaHHHne jproBHHe onojHHM 
pporaMa, nCHXorponHHM cyncranpaMa vt npexypcopHMa; 

4. pasMerbHBaTH pesy/iTare xpHMHHa/iHCTHHXHx vt 
XpHMHHOnOLUXHX HCTpa>XHBaHja O TprOBHHH onojHHM 
pporaMa vt nCHXorponHHM cyncxanpaMa h s/ioynorpeÖH 

HCTHX; 

5. pocTaBn^aTH jepna ppyroj HHtfropMapHje o hobhm onojHHM vt 
ppyrHM onacHHM cynCTanpaMa xoje ce snoynOTpeönjaeajy, a 
xoje cy 6Hrt>HOr vtnvt CHHTejHMXor nopexna; 

6. pasMehbHBaTH ncxyCTea y napsopy nap neranHHM npoMexOM 
onojHHX ppora, nCHXorponHHX cyncranpH vt npexypcopa xojn 
cy HeonxopHH sa renxoey HeoBnaLuheny npoHSBOprby, h to y 
BesH 0 MoryhHM neoBnamheHHM npeycMepaBarbeM obhx 
Marepnja y HeneranHe toxobb; 

7. sajepHO cnpoeecTH Mepe xoje cy neonxopHe sa cnpenaBarbe 
HeoBnaujheHor npeycMepaeaHja obhx Maxepnja y Heneranne 
TOxoBe, a xoje Hapnnase oSaeese CTpana yroBopHHpa hs 
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aufgrund der geltenden Suchtstoffübereinkommen hinaus- 
gehen; 

8. gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung der unerlaubten 
Herstellung synthetischer Drogen durchführen. 

Artikel 4 

Informationsersuchen 

(1) Die Übermittlung von Informationen erfolgt durch die nach 
Artikel 6 zuständigen Stellen der einen Vertragspartei auf schrift- 
liches Ersuchen der zuständigen Stellen der anderen Vertrags- 
partei. In dringenden Fällen kann das Ersuchen auch mündlich 
übermittelt werden, es muss aber unverzüglich schriftlich 
bestätigt werden. 

(2) Das Ersuchen nach Absatz 1 erfolgt in deutscher oder 
serbischer Sprache oder in einer anderen, von den Vertrags- 
parteien vereinbarten Sprache, und enthält 

1 . Angaben zum Zweck des Ersuchens, 

2. die zur Erfüllung des Ersuchens erforderlichen Informationen, 

3. die Angabe, welche Informationen übermittelt werden sollen, 
und 

4. die Fristen für die Erfüllung des Ersuchens, soweit dies not- 
wendig ist. 

(3) Die zuständigen Stellen der einen Vertragspartei teilen 
nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts den zuständigen 
Stellen der anderen Vertragspartei auch ohne Ersuchen Informa- 
tionen mit, wenn diese für die andere Vertragspartei bei der Be- 
kämpfung und Aufklärung von Straftaten der Organisierten und 
der schweren Kriminalität von Bedeutung sind. 

(4) Übermittelte Informationen dürfen ohne vorherige schrift- 
liche Zustimmung der übermittelnden Partei nicht an Dritte wei- 
tergegeben werden. 

Artikel 5 

Beachtung der Gesetze 

und sonstigen Vorschriften der Vertragsparteien 
und Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Verträgen 

(1) Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien in allen in 
diesem Abkommen genannten Bereichen erfolgt nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts. 

(2) Durch dieses Abkommen werden die aus zweiseitigen oder 
mehrseitigen Übereinkünften herrührenden Verpflichtungen der 
Vertragsparteien nicht berührt. 

(3) Durch dieses Abkommen werden die innerstaatlichen 
Bestimmungen über die Auslieferung und die sonstige Rechts- 
hilfe in Strafsachen sowie über die Amts- und Rechtshilfe in 
Fiskalsachen und sonstige in zweiseitigen und mehrseitigen 
Verträgen enthaltenen Verpflichtungen der Vertragsparteien nicht 
berührt. Dieses Abkommen ist keine Grundlage für Ersuchen zur 
Übermittlung von Daten oder Informationen zum Zwecke der 
Verwendung als Beweismittel in Strafverfahren. Daten oder 
Informationen, die nach diesem Abkommen übermittelt wurden, 
dürfen ohne die vorherige Zustimmung der übermittelnden Ver- 
tragspartei, die nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts und 
in Übereinstimmung mit den anwendbaren zweiseitigen oder 
mehrseitigen Übereinkünften über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zu erteilen ist, nicht zu diesem Zweck verwendet werden. 


Artikel 6 

Zuständige Stellen 

(1) Zum Zwecke der Umsetzung dieses Abkommens erfolgt 
die Zusammenarbeit der Vertragsparteien unmittelbar zwischen 
den nachfolgend genannten zuständigen Stellen und von diesen 
jeweils benannten Experten. 


Ba>KehMX KOHBeHLinja y o6/iac™ onojunx flpora; 

8. cnpoBecTM sajenHMHKe Mepe ca pujbeM cysönjarba 
HeoBnaLufiene npousBOflhee cnHTeji/iMKi/ix flpora. 

HnaH 4. 

SaxTCB aa floCTaaibaiee MHCttopn/iaL^Mja 

(1) flocTaBMaje nHttropMaiiuja Bpuje opraHn jenne CTpane 
yroBopHupe Koju cy Hafl/ie>KHM y CK/iafly ca oflpeflöaivia H/iaHa 
6. OBor cnopasyMa na ni/iCMeHM saxjeB HaAJie>KHux oprana 
flpyre CTpane yrOBopHnge. V xhthmm caynajeanMa saxjeB ce 
Moxre noflHejM n yCMeno, c tmm na 6yne öes onnararta 
nOTBpfieH ni/iCMeHMM nyreM. 

(2) SaxreB ns CTaaa 1 . OBor H/iaHa nonnocn ce na HeMaaKOM 
n/in cpnCKOM nnn HexOM npyrOM jesnxy Kojn cy o6e CTpane 
cnopasyMHO onaöpane, n caflp>Kn: 

1 . nonarxe o cepcn saxTeea; 

2. nHCt)opMaL(Mje noxpeöHe sa ncnyrbaBarbe saxTeea; 

3. nonarax o TOMe xoje MHCjropMaLinje jpeöa nocTaenjn n 

4. poxoBe sa ncnya>aBaa>e saxreBa, yxonnxo je to nojpeöHO. 

(3) y cx/iany ca CBOjnM HapnoHanHnM saxoMonaecTBOM 
Haflne>xHn opraHM jenue CTpane yroBopHnpe he caonm™™ 
Haflne>xHHM oprannMa npyre CTpane yroBopHnpe i/iHcJropMaLinje 
n 6es nperxonHO nonneTOr saxTeea, yxonnxo cy ncxe on snaMaja 
sa npyry CTpany yrOBopHnpy y cysönjarby n pacBejjbaBarby 
xpnenHHnx nena oprannsoBaHOr n remxor xpnmnHana. 

(4) flocTae/beHe nHCfJopMannje ce ne npocneljyjy ypehoj 
CTpann 6ea npejxonHor nncmeHor onoSpehta CTpane 
yrOBopHnpe xoja je re nHcjDopMapnje nocraenna. 

HnaH 5. 

noujTOBaH>e saxoHa 
n ocrannx nponnca crpana yrOBopHMLia 
M OflHOC npen/ia ApyrnM MeQyHaponHMM cnopasyniMMa 

(1) CxpaHe yrOBopHnpe capaF)yjy y cbmm oßnacrnivia 
HaeeneHnM y obom cnopasyiviy y cxnany ca CBOjnM 
HapnoHanHnM saxoHonaBCTBOM. 

(2) Oaaj cnopasyM He yrnne Ha oöaeese cxpana yrOBopHnpa 
xoje nponsnnase ns SnnaxepanHnx nnn MynjnnajepanHnx 
cnopasyma. 

(3) Oeaj cnopasyM ne yrnne na onpenöe HapnOHanHOr 
saxOHOnaBCTBa o nspynehty n npyroj npaenoj nOMOhn y 
xpnenHHnM CTBapnMa nnrn na onpenöe HapnonanHOr 
saxOHOnaBCTBa o anMnenCTpaTnenoj n npaenoj nOMOhn y 
tJrncxanHnM creapnMa nnrn na ocrane oöaeese CTpana 
yrOBopHnpa xoje nponsnase ns önnaxepanHnx n 
MynjnnajepanHnx cnopasyMa. Oeaj cnopasyM ne npenojaen^a 
OCHOB sa noAHomerbe saxjeea aa nocjaenjauje nonajaxa nnn 
nntfJopMapnja ca pnnjeM H^nxOBOr xopnujherba xao noxaa y 
xpnenHHnM nocjynpnMa. Flonapn nnn nHCjropMapnje 
Aocjae/bene y cxnany ca onpenöaMa oeor cnopasyMa, ne CMejy 
ce ynojpeönjaeajn y jy cepxy 6es npejxonnor onoöperba 
cjpane yroeopHnpe xoja nx nocjaenja, a xoja he jo onoöpnjn y 
cxnany ca HapnonannnM saxOHOnaecjBOM n y cxnany ca 
Ba>xehnM onpenöaMa ns önnajepanHnx nnn MynjnnajepanHnx 
cnopasyMa o npy>xarfay npaene nOMOhn y xpnenHHnM cjeapnMa. 

HnaH 6. 

HannerKHM oprann 

(1) y pnnjy cnpoBOl^erba OBor cnopaayMa capanHja nsMef)y 
cjpana yrOBopnnpa onanjahe ce Henocpenno nSMe^y noae 
HaeenSHnx Hanne>XHnx oprana n cjpynrbaxa xoje he jn oprann 
nMenoeajn. 
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1. Zuständige Stellen sind auf Seiten der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland: 

a) Bundesministerium des Innern, 

b) Bundesministerium der Finanzen, 

c) Bundesministerium für Gesundheit, 

d) Bundeskriminalamt, 

e) Bundespolizeipräsidium, 

f) Zollkriminalamt, 

g) Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte. 

2. Zuständige Stellen sind auf Seiten der Regierung der Repu- 
blik Serbien 

a) Innenministerium, 

b) Finanzministerium, 

c) Gesundheitsministerium. 

(2) Die Vertragsparteien zeigen einander auf diplomatischem 
Weg Änderungen der Zuständigkeiten oder Bezeichnungen der 
Behörden an, die dieses Abkommen durchführen. 

Artikel 7 

Konsultationen und Durchführungsprotokoll 

Die Vertragsparteien halten bei Bedarf nach Vereinbarung Kon- 
sultationen zum Zwecke der Wirksamkeit der Zusammenarbeit 
nach den Artikeln 1 bis 4 ab. Einzelheiten und Verfahren der in 
den Artikeln 1 bis 4 vereinbarten Zusammenarbeit können in 
einem gesonderten Durchführungsprotokoll festgelegt werden. 


Artikel 8 

Schutz personenbezogener Daten 

Unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts jeder Vertrags- 
partei erfolgen Übermittlung und Verwendung von personenbe- 
zogenen Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses 
Abkommens durch die in Artikel 6 genannten Stellen der Ver- 
tragsparteien nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

1 . Die empfangende Stelle einer Vertragspartei unterrichtet die 
übermittelnde Stelle der anderen Vertragspartei auf Ersuchen 
über die Verwendung der übermittelten Daten und über die 
dadurch erzielten Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu den 
durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedingungen 
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zur Verhütung 
und Ermittlung von schwerwiegenden Straftaten sowie zum 
Zwecke der Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit zulässig. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem je- 
weiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, 
wenn die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, 
dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen 
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist 
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt 
werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem 
Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Berichtigung oder Löschung unverzüglich vorzunehmen. 

4. Einer Person ist auf Antrag über die zu ihr vorhandenen Daten 
sowie über deren vorgesehenen Verwendungszweck Aus- 
kunft zu erteilen. Ihr Recht auf Auskunftserteilung richtet sich 
nach dem innerstaatlichen Recht der Vertragspartei, in deren 
Floheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. Die Erteilung einer 


1. FlaAJie>KHM oprann na crpaHn Bnafle CaeesHe PenyöjinKe 
FierviaHKe cy: 

a) CaeesHO MHHncTapcTBO yHyrpaiijrbnx noc/ioea 
6) CaeesHO MHHi/iCTapcTBO cJti/iHaHcnja, 

b) CaBesHO MnnncTapcTBO SApaenja, 

r) CaaesHa KpnMHHanncTi/iMKa cny>K6a, 
a) flnpeKAi/ija CaeesHe nojiMLinje, 

15 ) UapuHCKa KpuMi/iHanncTMHKa c/iy>K6a \a 

e) CaaesHM nHCTi/uyT sa neKoee n MeAnpnHCKe nponsBOAS. 

2. FlaAne>KHM opraHM Ha crpaHH B/iaAS PenyöjinKe Cpönje cy: 

a) MHHHCTapcTBO yHyjpaiijrbMX nocnOBa, 

6) MHHHCTapCTBO [jtHHaHCMja H 

b) MHHHCTapcTBO SApaBn^a. 

(2) CTpane yrOBopHHpe oßaBecrnhe A^'n/iOMaxCKHM nyreivi 
jeAHa APyry o HSMenaMa y HaAne>KHOc™Ma n/ii/i Hasi/iey oprana 
KOjn cnpoBOAS OBaj cnopasyM. 

HjiaH 7. 

KoHCy/irai^Mje m flpoTOKOJi o cnpoBO^eH>y 

CrpaHe yrOBopHnpe OAP>Kahe no nojpeÖH vt no npexxOAHOM 
AoroBopy KOHcy/iTaL(nje ca AHJbeivi ecjrHKacHOCTH capaArue 
npeABMfjeHe y CK/iaAy ca HJiaHOBWMa oa 1. AO 4. OBor 
cnopasyMa. FlojeAHHOCTH vt nocrynpH capaAfte AoroBopeHe y 
CK/iaAy ca H/iaHOBi/iMa oa 1 . AO 4. OBor cnopasyMa Mory ce 
yTBpAHTM noceÖHMM ripoTOKO/iOM o cnpoBOtjerby. 

HiiaH 8. 

SauiTMTa jiMHHMx noflaTaKa 

y CK/iaAy ca HapnoHanHHM saKOHOAaBCTBOM CBaxe CTpane 
yroBopHi/ipe HaAne>KHi/i opraHH CTpana yroBopHnpa HaaeAeHn y 
HJiaHy 6. OBor cnopasyMa he AOCTae/baTH vt ynoTpeöjbaea™ 
jii/iHHe nOAaTKe, y AarteM jeKCry: „nOAaTxe“, y OKBi/ipy OBOr 
cnopasyMa y CKnaAy ca cneAshi/iM OAPSAßaMa: 

1 . OpraH CTpane yroBopHnpe Kojn npHMa noAajKe, oöaeecTHhe 
opraH APyrs CTpane yroBopHHpe Kojn je noAaxKe AOCxaBHO, 
Ha saxTee, o Kopmuherby AOcraenjeHHx ncAaraxa h TMMe 
nocTi/irnyTHHM pesy/uaTHMa. 

2. ripi/iManaLt noAajaKa KopncTi/ihe i/icje i/iCKrbyHMBO y cepxe 
OApetjene obhm cnopasyMOM vt y cxnaAy ca ycnoBHMa xoje 
je OAPSAHO opraH Koji/i je noAarKe AOCxaBHO. KopHUjherbe 
TMx noABTaxa je, nopeA xora, Aoaeo/beHO sa cnpenaBarte vt 
HCTpary reiuKHX kpmbhhhhx Asna xao vt y cepxy OTKnanjarta 
SHaHajHMx onacHOCTM sa jaeny öesöeAHOCT. 

3. OpraH Kojn Aocraenja noAaxKe Ay>KaH je Aa boam panyHa o 
TaHHOCTM AOCTaB/beHHX nOABTAKa Kao l/l O HeOnXOAHOCTH vt 
cpasMepHOCTH y OAHOcy na pi/i/b xojw ce hjhxobhm 
AO craenjarbeM >Kejin nocTnhM. Flpi/i TOMe, yBa>Knhe ce 
eaxxehe saöpane KOje HapHOHa/iHO saKOHOAaecTBO 
npeABi/ifja sa AOCTae/bahbe noABTaxa. yxonnxo opran xojM 
AOcraBJba noAaxxe hma pasnora pa npejnocTaBH ab ce 
AOcraenjarbeM noAaxaxa xpuje OAPSAÖe HapHOHa/iHor 
saxoHOAaBCTBa hjim ce hahoch iLueTa öhthmm HHxepecHMa 
nvtuß Hnji/i ce ncAapH AOCTae/bajy, hctm ce nehe AOCxaBHTH. 
y c/iynajy Aocraenjarba HeraMHHX nOABjaxa h/im nOABjaxa 
xojn ce HMcy CMe/in aoctabhtm, HeonxoAHO je ab ce o roMe 
öes OAnararta oöaeecTM npHManap noABraxa. Mcth je Ay>xaH 
Aa AOCTaBA^eHe noABTxe nenocpeAHO McnpaBw vtnvt öpmije. 

4. flMpy fie ce na saxTee npy>xn™ oSaeeiLiTerbe o noABpHMa 
xojn o hbeMy nocTOje vt o cepcw rbHXOBOr xopi/iLuherba. 
FberoBO npaeo na ppötAjathe jaxBor oSaeeLUTerba ce 
sacHHBA Ha HapMOHa/iHOM saxoHOABBCTBy CTpane 
yroBopni/ipe na HMjoj TepMTopnji/i ce boahoch saxTee o 
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solchen Auskunft kann verweigert werden, wenn das Interes- 
se des Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse 
des Antragstellers überwiegt. 

5. Wird jemand im Zusammenhang mit Datenübermittlungen 
nach diesem Abkommen rechtswidrig geschädigt, so ist ihm 
die empfangende Stelle nach Maßgabe ihres innerstaatlichen 
Rechts zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Sie kann sich 
gegenüber dem Geschädigten nicht darauf berufen, dass der 
Schaden durch die übermittelnde Stelle verursacht worden 
ist. Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen 
eines Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig 
oder unzulässigerweise übermittelten Daten verursacht 
wurde, erstattet die übermittelnde Stelle der empfangenden 
Stelle den Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

6. Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung von Daten 
auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgesehenen 
Fristen für die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren 
Ablauf sie gelöscht werden müssen. Unabhängig von diesen 
Fristen sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie 
für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass die Übermittlung und der Empfang der Daten akten- 
kundig gemacht werden. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zu- 
gang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe 
zu schützen. 

Artikel 9 

Entsendung von Verbindungsbeamten 

(1) Eine Vertragspartei kann bei Bedarf mit Zustimmung der 
anderen Vertragspartei zu deren Polizeibehörden Verbindungs- 
beamte entsenden. 

(2) Die Verbindungsbeamten werden ohne selbständige Wahr- 
nehmung hoheitlicher Befugnisse unterstützend und beratend 
tätig. Sie erteilen Informationen und erledigen ihre Aufgaben im 
Rahmen der Weisungen der entsendenden Vertragspartei unter 
Beachtung des innerstaatlichen Rechts der empfangenden 
Vertragspartei. 

Artikel 10 

Grenzen der Zusammenarbeit 

(1) Jede Vertragspartei kann die Zusammenarbeit nach 
diesem Abkommen ganz oder teilweise verweigern oder von 
Bedingungen abhängig machen, wenn die Zusammenarbeit 

1. ihre Souveränität, ihre Sicherheit oder andere wesentliche 
Interessen beeinträchtigt, 

2. im Widerspruch zu ihren innerstaatlichen Gesetzen steht, 

3. ihre Ermittlungen oder laufenden Maßnahmen gefährdet, 

4. einer in ihrem Hoheitsgebiet erlassenen richterlichen Anord- 
nung widerspricht, 

5. sich auf eine Handlung bezieht, die nach den Gesetzen einer 
der beiden Vertragsparteien nicht strafbar ist. 

(2) Die die Zusammenarbeit ablehnende Vertragspartei hat die 
ersuchende Vertragspartei über die der Ablehnung zugrunde 
liegenden Gründe zu informieren. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander auf diplomatischem Wege schriftlich 


nsflaearty xaKBor oöaBeujTehba. FIpaBO n^ flaBarte raKBor 
oöaBeujTertja ce MO>Ke ycKpajuTn aKO uHxepec flp>KaB6 fla 
ce oöaBeujTerbe ne pa, urvia npuMar y oflHOcy na uHjepece 
noAHOCi/iopa saxTeaa. 

5. Vkojimko ce HeKOM /lupy y eesu ca floCTaenjarteM ncAaraxa 
y CK/iaAy ca obum cnopasyMOM npoTuanpaBHO naHece 
LUTeja, opraH Koju je npnruino noASTKe, Ayx<aH je ßß tom jiupy 
HaAOKHaAu ujTeTy y CKnaAy ca CBojuivi HapuoHa/iHUM 
saKOHOABBCTBOM. OpraH KOjn je npuMMO noABTKe, He MO>Ke 
ce nosBa™ na to as je lUTexy npoyspoKOBao opran KOjw je 
AOCTaBMO nOABTKe. y cnynajy ßa opran Kojn je npnMi/io 
noAATKe HapoKHaAu mjeTy npoyspoKOBany KopuiuheHjeM 
HexaHHHx noAaxaKa mjih noAaraKa nnje Aocraenjarbe Hwje 
OAOöpeHO, opran xojn je AOCxaBno ncAarxe HaACKHaAuhe 
oprany KOje hx je npnivino nyHH mshoc HaAOKHaAS. 

6. Opran KOjn Aocxaenja nOAaxKe he npnnnKOM AOcraB/banja 
noparaKa ynosopaea™ na poKoee sa nyBarbe tmx ncAaraxa 
npeABnfjene CBOjuM HaAMOnannnM saKOnOAaBCTBOM, no 
nnjeM i/iCTexy ce hctm öpnmy. Hesaencno Oß naeeAennx 
poKOBa, AOCjaB/benn ncAapn ce öpi/iujy naKon luto ce 
ncnynn CBpxa sa Kojy cy Aocraenjenn. 

7. Opran KOjn AOCxaB/ba nOAaxKe i/i opran KOjn nx npnivia 
oöesöeAnhe Aa ce Aocraenjarbe n npnManse noAaraKa 

eBi/iASHTnpa. 

8. Opran KOju AOCTaBa^a nOAaxKe n opran KOjn nx npnrvia Ay>KHn 
cy Aa Aocjaenjene ncAarxe etjri/iKacno saiuTi/iTe oa 
neoB/iamhenor npncxyna, neoBnamhene i/iSMene n 
neoBnamhenor oöjaB/bMBaHja. 

Hnan 9. 

ynyfiMBaHie ocpui^Mpa sa aesy 

(1) Orpana yrOBopnupa mtokb no nojpeön n ys carnacnocT 
APyre CTpane yrOBopnnLie ynyjnTM ocjri/iLiMpe sa Besy 
no/inL(njCKMM opranuMa APyre crpane yrOBopnuLie. 

(2) OcjrnAnpu sa Besy niviajy caeeTCAaeny tfiynKAi/ijy n npy>Kajy 
nOMOh 6es npaea na caMOCjanno epmenje noni/iL(MjCKMX 
OB/iaujhenja na TepnTopnjn APyre cxpane yroBopHnpe. Onn Aajy 
nHC()opMaL(Mje i/i oöaejbajy CBOje saAaxKe y oxenpy ycyTCraea 
crpane yrOBopnnpe KOja nx Lua/be ys nomrOBarbe naLtnonannor 
saKOHOAaBCTBa crpane yroBopnuLie xoja nx npnivia. 

Hnan 10. 

fpaHML^e capaArbe 

(1) Ceaxa crpana yrOBopnnpa nivia npaeo Aa AennMnnno n/in 
nornyno OAÖnje n/in ycjiOBM capaAn^y y OKBwpy OBOr cnopasyMa, 
yKOnnKO: 

1 . capaAHja orpannnaBa hdSh cyBepeni/irer, rbeny öesöeAHOcr 
njiM APyre snanajne nnrepece, 

2. je capaAH^a y cynpornocrn ca rbennivi HaAi/ionannnM 
saKOHOAaBcrBOM, 

3. capaAH^a yrproKaea Hjene ncrpare u/in onepari/iBne r/iepe y 
rOKy, 

4. je capaAH^a y cynpornocrn ca cyACKOM OAnyxOM AonerOM 
na Hjenoj AP>KaBHOj repnropi/ijn, 

5. ce capaAHja oahocm na paArfay nsepmenja KOja, y cxnaAy ca 
saKonnivia jeAne oa crpana yroBopnuLia, nnje Ka>KHjHBa. 

(2) Crpana yroBopni/iLia KOja OAönja capapHsy Ay>KHa je Aa 
oöaBecrn APyry crpany yrOBopni/iLty o pasnosuMa hbenor 
OAÖnjarba. 

Hnan 11. 

Crynaibe na cnary 

Oeaj cnopasyM cryna na cnary na Aan xaAa ce crpane 
yrOBopHMpe Met^ycoöno nnCMeno öyAy oSaeecrn/ie 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 18/9754 


mitgeteilt haben, dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für 
das Inkrafttreten erfüllt sind, wobei der Tag des Eingangs der 
letzten Mitteilung maßgeblich ist. 


Artikel 12 
Geltungsdauer 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Es 
kann von jeder Vertragspartei auf diplomatischem Wege schrift- 
lich gekündigt werden. Das Abkommen tritt drei Monate nach 
Eingang des Kündigungsschreibens bei der anderen Vertrags- 
partei außer Kraft. 

Artikel 13 
Registrierung 

Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland veranlasst. 

Geschehen zu Berlin am 22. März 2016 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und serbischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


flunnOMarCKUM nyreM fla cy MCnyrbeHU ycjiOBM sa CTynaree Ha 
CHary OBOr cnopasyrvia npeflBnt)eHM HjUxobum HapuOHani/iM 
saKOHonaBCTBOM, c TUM fla je MepoflaeaH flan npujeMa 
noc/ieflhber oöaBeiiJTerba. 

H/iau 12. 

PoK BarKeisa 

Oeaj cnopasyM saiobyHyje ce na HeoflpetjeHO epeMe. Ceaxa 
cjpaHa yroBopHupa i/iMa npaeo fla ra nncMeHO flnn/iOMarcKUM 
nyreM OTKa>Ke. CnopasyM npecraje fla Ba>Kn rpn Mecepa ofl 
flana Kafla je flpyra CTpana yroBopHupa npHMHna odaBeiuTehte 
o OTKasy. 

Haau 13. 

PerMCTpoBaise 

HenocpeflHO HaKOH crynahba na cnary OBor cnopasyMa Bjiafla 
CaBesHe Peny6/inKe HeManKe noKpeHyhe Hjeroey pen/iCTpapi/ijy 
KOfl CeKpeTapujaTa VjeflurbeHnx Hapi/ija y CK/iafly ca 
HnaHOM 1 02. flOBenje VjeflUhbeHux Hapnja. 

CanuhbeHO y Berlin flana 22.03.2016 y flea opuruHa/iHa 
npnMepxa, ceaxH Ha HeManxOM h cpnCKOM jesMxy, npi/i neMy cy 
o6a rexcTa nofljeflHaxo BepofloCTOjna. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a B/iafly Caeesne PenybjiuKe FleManKe 

Stephan Steinlein 
Dr. Thomas de Maiziere 

Für die Regierung der Republik Serbien 
3a Bnafly PenyS/iHxe Cp6nje 

Nebojsa Stefanovic 
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Denkschrift 

Allgemeines 

Die internationale Staatengemeinschaft hat der Bekämp- 
fung der grenzüberschreitenden Kriminalität und des 
Terrorismus hohe Priorität eingeräumt. Die Tätergruppen 
weisen in diesem Bereich ausgeprägte internationale Ver- 
flechtungen auf. Die hiermit verbundenen Gefahren für die 
innere Sicherheit der Staaten machen es erforderlich, 
dass die zuständigen Behörden auf zwischenstaatlicher 
Ebene noch intensiver Zusammenarbeiten. Ein wirksames 
Mittel zur gemeinsamen Bekämpfung der Organisierten 
und der schweren Kriminalität sowie des Terrorismus ist 
der Abschluss bilateraler Abkommen mit dem Ziel, die 
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden zu verbes- 
sern. 

Vor diesem Hintergrund hat die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland am 22. März 2016 mit der Regie- 
rung der Republik Serbien ein Abkommen über die 
Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. 
Serbien kommt aufgrund seiner geografischen Lage eine 
strategische Bedeutung für die Bekämpfung der interna- 
tionalen Kriminalität zu. 

Mit diesem Abkommen sollen die Grundlagen für eine 
engere und bessere Zusammenarbeit der beiden Staaten 
geschaffen werden. Rechtsgrundlage für alle Formen der 
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens ist das 
jeweilige nationale Recht und das Unionsrecht. 

Im Einzelnen 
Zu Artikel 1 

In Absatz 1 wird zunächst in allgemeiner Form der 
Gegenstand der durch das Abkommen vorgesehenen 
Zusammenarbeit festgelegt. Das Abkommen soll den 
Vertragsparteien die zwischenstaatliche Zusammenarbeit 
bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung 
von Straftaten der Organisierten und der sonstigen 
schweren Kriminalität ermöglichen. 

In Absatz 2 werden bestimmte Deliktsbereiche als 
Schwerpunkte der Zusammenarbeit hervorgehoben. 
Gleichzeitig wird durch das Wort „insbesondere“ klar- 
gestellt, dass die Aufzählung nicht abschließend ist. 

Absatz 3 regelt, dass die Zusammenarbeit insbe- 
sondere dann erfolgen soll, wenn durch kriminelle Hand- 
lungen oder Vorbereitungen zu solchen Handlungen im 
Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei auch das Hoheits- 
gebiet oder die Sicherheit der anderen Vertragspartei 
betroffen ist. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel führt die Formen der Zusammenarbeit, wie 
zum Beispiel den Austausch von Informationen, Erfahrun- 
gen und Forschungsergebnissen und die Durchführung 
abgestimmter operativer Maßnahmen, auf. Er stellt klar, 
dass die Zusammenarbeit nach Maßgabe des Artikels 5 
erfolgt. 

Durch die Formulierungen „bedarfsorientiert“, „bei Be- 
darf“ und „nach Bedarf“ wird klargestellt, dass die Ent- 
sendung von Fachleuten, der Austausch kriminalistischer 
und kriminologischer Forschungsergebnisse sowie das 
Abhalten von Arbeitstreffen nicht zwingend ist, sondern 


den Vertragsparteien die Möglichkeit offenstehen soll, die 
konkrete Entscheidung über diese Formen der Zusam- 
menarbeit unter anderem von den jeweiligen Kapazitäten 
sowie einer kriminalistischen Bewertung abhängig zu 
machen. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel legt die Formen der Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Betäubungsmittelkriminalität fest. 
Diese betreffen sowohl die Bereiche des Informations- 
und Erfahrungsaustauschs, die Durchführung gemein- 
samer operativer Maßnahmen als auch die Weitergabe 
von Personalien und anderer verfahrensbezogener Er- 
kenntnisse im Bereich der Betäubungsmittelkriminalität. 
Es wird klargestellt, dass die Zusammenarbeit nach Maß- 
gabe des Artikels 5 erfolgt. 

Zu Artikel 4 

In Absatz 1 wird festgeschrieben, dass die Übermitt- 
lung von Informationen durch die eine Vertragspartei 
grundsätzlich auf schriftliches Ersuchen der anderen Ver- 
tragspartei ergeht. In dringenden Fällen können Ersuchen 
jedoch auch mündlich gestellt werden; sie sind aber 
unverzüglich schriftlich zu bestätigen. 

Absatz 2 regelt, dass ein Ersuchen in deutscher, ser- 
bischer oder in einer anderen, von den Vertragsparteien 
vereinbarten Sprache verfasst sein kann. Die Norm 
benennt ferner die notwendigen Angaben, die in einem 
Ersuchen um Informationen nach Absatz 1 enthalten sein 
müssen. 

Absatz 3 enthält die Regelung, dass Informationen 
auch ohne Ersuchen weitergegeben werden, wenn sie für 
die andere Vertragspartei bei der Bekämpfung und 
Aufklärung von Straftaten der Organisierten und der sons- 
tigen schweren Kriminalität von Bedeutung sind. 

Nach Absatz 4 dürfen die übermittelten Informationen 
nicht ohne vorherige Zustimmung der übermittelnden 
Vertragspartei an Dritte weitergegeben werden. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 stellt klar, dass die Zusammenarbeit in allen 
Bereichen des Abkommens nach Maßgabe des je- 
weiligen innerstaatlichen Rechts erfolgt. 

Nach Absatz 2 werden die in sonstigen völkerrecht- 
lichen Übereinkünften enthaltenen Verpflichtungen der 
Vertragsparteien durch das Abkommen nicht berührt. 

Absatz 3 Satz 1 stellt klar, dass Fragen der Aus- 
lieferung, der sonstigen Rechtshilfe in Strafsachen und 
der Amts- und Rechtshilfe in Fiskalsachen sowie sons- 
tige, in völkerrechtlichen Übereinkünften enthaltenen 
Verpflichtungen der Vertragsparteien unberührt bleiben. 
Nach Satz 3 dürfen Daten oder Informationen, die auf der 
Grundlage dieses Abkommens übermittelt wurden, nicht 
ohne vorherige Zustimmung der übermittelnden Vertrags- 
partei als Beweismittel in einem Strafverfahren verwendet 
werden. Die Zustimmung richtet sich nach den jeweiligen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den anwend- 
baren völkerrechtlichen Übereinkünften über die Rechts- 
hilfe in Strafsachen. 
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Zu Artikel 6 

In Absatz 1 erfolgt die Aufzählung der für die Durch- 
führung des Abkommens zuständigen Stellen der Ver- 
tragsparteien. Die Vorgaben des § 3 des Bundes- 
kriminalamtgesetzes sowie des § 3 Absatz 6 des 
Zollfahndungsdienstgesetzes sind hierbei gewahrt. Ände- 
rungen der Zuständigkeiten oder der Bezeichnungen 
der Behörden werden gemäß Absatz 2 auf diplo- 
matischem Weg angezeigt. 

Zu Artikel 7 

Um eine Weiterentwicklung der Zusammenarbeit zu 
ermöglichen, sieht dieser Artikel bei Bedarf Konsultatio- 
nen zur Evaluierung der auf der Grundlage der Artikel 1 
bis 4 erreichten Zusammenarbeit vor. Zudem können die 
Vertragsparteien technische Einzelheiten und Verfahren 
der Durchführung der Zusammenarbeit nach den 
Artikeln 1 bis 4 in einem Durchführungsprotokoll fest- 
legen. 

Zu Artikel 8 

Das Abkommen regelt die Verwendung personenbezoge- 
ner Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammen- 
arbeit der jeweils anderen Vertragspartei übermittelt 
werden. Diese Verwendung beziehungsweise Übermitt- 
lung von Daten erfolgt auf der Grundlage des jeweiligen 
nationalen und unionsrechtlichen Datenschutzrechts. 
Eine Verwendung von Daten im Sinne dieses Artikels liegt 
bei jeder Form des Umgangs mit personenbezogenen 
Daten vor, die nicht Datenerhebung ist. 

Nummer 1 sieht einen Unterrichtungsanspruch der 
übermittelnden Stelle einer Vertragspartei über die 
Verwendung der übermittelten Daten und die dadurch 
erzielten Ergebnisse durch die empfangende Stelle der 
anderen Vertragspartei vor. 

Nummer 2 ist eine Ausprägung des Zweckbindungs- 
grundsatzes. Personen bezogene Daten, die aufgrund des 
Abkommens der anderen Vertragspartei übermittelt wur- 
den, dürfen von dieser nur zu den im Abkommen fest- 
gelegten Zwecken und zu den Bedingungen, die die über- 
mittelnde Stelle im Einzelfall stellt, verwendet werden. Die 
Verwendung ist ferner zur Verhütung und Ermittlung von 
schwerwiegenden Straftaten oder zum Zwecke der 
Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit möglich. 

Nummer 3 unterwirft die Übermittlung und Verwen- 
dung der Daten durch die Stellen der Vertragsparteien 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und verpflichtet 
zur Achtung auf die Richtigkeit der zu übermittelnden 
Daten sowie zur Berichtigung oder Löschung unrichtiger 
übermittelter Daten. 

Nummer 4 regelt das Auskunftsrecht des Betroffenen. 

Nummer 5 regelt einen Schadensersatzanspruoh 
gegenüber der empfangenden Stelle bei rechtswidriger 
Schädigung im Zusammenhang mit Datenübermittlun- 
gen, der sich ebenfalls nach deren innerstaatlichem Recht 


richtet. Die empfangende Stelle kann sich allerdings 
gegenüber dem Geschädigten nicht darauf berufen, dass 
der Schaden durch die übermittelnde Stelle verursacht 
worden ist. Diese Regelung ist von Bedeutung, wenn das 
innerstaatliche Recht eine verschuldensabhängige 
Haftung der empfangenden Stelle vorsieht, es dieser aber 
an eigenem Verschulden mangelt, da für sie etwa die 
Unrichtigkeit der empfangenen Daten nicht erkennbar 
war. Die übermittelnde Vertragspartei ist der empfangen- 
den Vertragspartei zur Erstattung des Gesamtbetrags des 
geleisteten Ersatzes verpflichtet, wenn diese Schadens- 
ersatz wegen eines Schadens durch die Verwendung 
unrichtiger oder unzulässigerweise übermittelter Daten zu 
leisten hat. 

Die Nummern 6 bis 8 enthalten Regelungen zur 
Löschung, zur Protokollierung der Übermittlung und zur 
Sicherung der Daten. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 regelt die Entsendung von Verbindungs- 
beamten. Durch die Formulierungen „bei Bedarf“ und „mit 
Zustimmung der anderen Vertragspartei“ wird klargestellt, 
dass die Entsendung nicht zwingend ist. 

Absatz 2 legt fest, dass entsandte Verbindungsbeamte 
im Rahmen der Weisung der entsendenden Vertragspartei 
ohne Wahrnehmung hoheitlioher Befugnisse und nach 
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts der anderen Ver- 
tragspartei unterstützend und beratend tätig werden. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 gestattet es jeder Vertragspartei, die Zusam- 
menarbeit aus den in der Vorschrift genannten Gründen 
ganz oder teilweise zu unterlassen oder an Bedingungen 
zu knüpfen. Der ersuohenden Vertragspartei sind nach 
Absatz 2 die Gründe einer Ablehnung mitzuteilen. Im 
Falle der Übermittlung personenbezogener Daten trifft Ar- 
tikel 8 eine spezielle und abschließende Regelung. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel regelt, dass für das Inkrafttreten des 
Abkommens die Mitteilung beider Vertragsparteien not- 
wendig ist, dass die innerstaatlichen Voraussetzungen 
hierfür vorliegen (sogenannte Ratifikationsersatzmit- 
teilung). 

Zu Artikel 12 

Nach diesem Artikel wird das Abkommen auf unbestimm- 
te Zeit geschlossen, kann aber jederzeit mit einer Frist von 
drei Monaten auf diplomatischem Wege schriftlich gekün- 
digt werden. 

Zu Artikel 13 

Nach diesem Artikel übernimmt es die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, die Registrierung des 
Abkommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen zu 
veranlassen. 
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